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Bekanntmachung 
über den Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik 

zur Konvention vom 9. Dezember 1948 
über die Verhütung und Bestrafung * 
des Verbrechens des Völkermordes

1
vom 14. Januar 1974

Es wird hierdurch bekanntgemacht, daß am 27. März 1973 
die Beitrittsurkunde der Deutschen Demokratischen Republik 
zu der nachstehend veröffentlichten Konvention über die Ver­
hütung und Bestrafung des Verbrechens des Völkermordes 
vom 9. Dezember 1948 hinterlegt wurde.

Bei der Hinterlegung der Beitrittsurkunde wurden von 
seiten der Deutschen Demokratischen Republik zu den Arti­
keln IX und XII der Konvention folgende Vorbehalte erklärt:

Zu Artikel IX:
„Die Deutsche Demokratische Republik betrachtet sich 

nicht durch die Bestimmungen des Artikels IX der Kon­
vention.gebunden, wonach ein Streitfall zwischen den Ver­
tragsparteien über die Auslegung, Anwendung und Durch­
führung der vorliegenden Konvention auf Ersuchen einer 
der am Streit beteiligten Parteien dem Internationalen Ge­
richtshof zur Untersuchung vorzulegen ist, und erklärt, daß 
die Deutsche Demokratische Republik in bezug auf die Zu­
ständigkeit des Internationalen Gerichtshofes hinsichtlich 
von Streitfällen über die Auslegung, Anwendung und 
Durchführung der Konvention die Haltung vertritt, daß in 
jedem Einzelfall die Zustimmung aller am Streitfall betei­
ligten Parteien erforderlich ist, um einen bestimmten 
Streitfall dem Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung 
vorzulegen.“

Berlin, den 14. Januar 1974

Der Sekretär 
der Deutschen Dem

Zu Artikel XII:
„Die Deutsche Demokratische Republik erklärt, daß sie 

die Fassung des Artikels XII der Konvention nicht aner­
kennen kann und der Auffassung ist, daß die Konvention 
auch auf die sich nicht selbst regierenden Gebiete, ein­
schließlich der Gebiete unter treuhänderischer Verwaltung, 
Anwendung finden müßte.“

Zusammen mit den Vorbehalten wurde zu Artikel XI der 
Konvention folgende Erklärung abgegeben:

„Die Deutsche Demokratische Republik hält es für erfor­
derlich, darauf hinzuweisen, daß der Artikel XI der Kon­
vention einigen Staaten die Möglichkeit nimmt, Mitglied 
dieser Konvention zu werden. Die Konvention regelt Fra­
gen, die die Interessen aller Staaten berühren, und muß 
daher auch allen Staaten zur Teilnahme offenstehen, die 
sich in ihrer Politik von den Grundsätzen und Zielen der 
Charta der Vereinten Nationen leiten lassen.“

Der Tag, an dem die Konvention für die Deutsche Demo­
kratische Republik in Kraft tritt, wird im Gesetzblatt der 
Deutschen Demokratischen Republik bekanntgemacht.

Staatsrates 
c tischen Republik


